
A. Subventionierung konfessioneller Privatschulen.
§ 17. Anspruchsberechtigung.  
(1) Den gesetzlich anerkannten Kirchen und Religionsgesellschaften sind für die mit dem Öffentlichkeitsrecht ausge-
statteten konfessionellen Privatschulen nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen Subventionen zum
Personalaufwand zu gewähren.  
(2) Unter konfessionellen Privatschulen sind die von den gesetzlich anerkannten Kirchen und Religionsgesellschaften
und von ihren Einrichtungen erhaltenen Schulen sowie jene von Vereinen, Stiftungen und Fonds erhaltenen Schulen
zu verstehen, die von der zuständigen kirchlichen (religionsgesellschaftlichen) Oberbehörde als konfessionelle
Schulen anerkannt werden. 

B. Subventionierung sonstiger Privatschulen.
§ 21. Voraussetzungen.  
(1) Für Privatschulen mit Öffentlichkeitsrecht, die nicht unter § 17 fallen, kann der Bund nach
Maßgabe der auf Grund des jeweiligen Bundesfinanzgesetzes zur Verfügung stehenden Mittel
Subventionen zum Personalaufwand gewähren, wenn  
a) die Schule einem Bedarf der Bevölkerung entspricht,  
b) mit der Führung der Schule nicht die Erzielung eines Gewinnes bezweckt wird,  
c) für die Aufnahme der Schüler nur die für öffentliche Schulen geltenden Aufnahmsbedingungen maßgebend sind und  
d) die Schülerzahl in den einzelnen Klassen nicht unter den an öffentlichen Schulen gleicher Art und gleicher örtlicher
Lage üblichen Klassenschülerzahlen liegt.  
(2) Ein Bedarf im Sinne des Abs. 1 lit. a ist bei privaten Volks- und Hauptschulen jedenfalls
nicht gegeben, wenn dadurch die Organisationshöhe einer öffentlichen Volks- oder
Hauptschule, in deren Sprengel die Privatschule liegt, gemindert wird.  
(3) Die Art der Subventionierung für die im Abs. 1 genannten Schulen richtet sich nach § 19 Abs. 1. Vor Zuweisung
eines Lehrers als lebende Subvention ist der Schulerhalter zu hören.

Der Vertrag von Lissabon, unterzeichnet am 1. 12. 2009, hat einige grundlegende Änderungen für die Mitgliedstaaten
der EU gebracht. Unter anderem bei der
Grundrechtecharta und Beitritt zur Europäischen Menschenrechtskonvention
Die Charta der Grundrechte der Europäischen Union wird durch den Vertrag von Lissabon rechtskräftig (Art. 6 Abs. 1
EUV). Sie bindet die Europäische Union sowie alle Mitgliedstaaten bei der Durchführung von europäischem Recht.
Die Charta war bereits 2000 vom Europäischen Rat in Nizza verabschiedet und feierlich proklamiert worden, jedoch
zunächst ohne Rechtsverbindlichkeit geblieben. Inhaltlich orientiert sie sich an der Europäischen
Menschenrechtskonvention. Sie geht damit in manchen Teilen weiter, in anderen weniger weit als vergleichbare
Grundrechtskataloge. Artikel 53 der Charta legt jedoch ausdrücklich das „Günstigkeitsprinzip“ fest, wonach die
Grundrechtecharta in keinem Fall eine Verschlechterung der Grundrechtslage für den Einzelnen bedeuten darf. 
Sofern sich also die Grundrechtecharta und andere rechtsgültige Grundrechtskataloge widersprechen, gilt grundsätz-
lich die für den Einzelnen bessere Regelung.

Artikel 14
Recht auf Bildung
(1) Jede Person hat das Recht auf Bildung sowie auf Zugang zur beruflichen Ausbildung und Weiterbildung.
(2) Dieses Recht umfasst die Möglichkeit, unentgeltlich am Pflichtschulunterricht teilzunehmen.
(3) Die Freiheit zur Gründung von Lehranstalten unter Achtung der demokratischen Grundsätze
sowie das Recht der Eltern, die Erziehung und den Unterricht ihrer Kinder entsprechend ihren
eigenen religiösen, weltanschaulichen und erzieherischen Überzeugungen sicherzustellen,
werden nach den einzelstaatlichen Gesetzen geachtet, welche ihre Ausübung regeln.

- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -

Punkt 3 sagt eindeutig aus, DASS das Recht der Eltern auf freie Schulwahl sicher zu stellen ist.
WIE es sicher gestellt wird, ist subsidiär – also Sache des jeweiligen Staates.


